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Nach § 59 Absatz 1 des Kantonratsgesetzes vom 28. Juni 1976 erlässt der Regierungsrat 
Richtlinien für die Vorbereitung der Entwürfe zu Verfassungsänderungen, Gesetzen und 
Dekreten. In § 22 Absatz 1 der Geschäftsordnung des Regierungsrates vom 26. August 
2014 wird ausserdem bestimmt, dass der Regierungsrat im Einvernehmen mit der Redakti-
onskommission des Kantonsrates Richtlinien über die Gesetzestechnik aufstellt. 
 
Der Regierungsrat hat am 10. Januar 2023 die vorliegenden Richtlinien über die Gesetzes-
technik beschlossen (RRB Nr. 28). Sie ersetzen die regierungsrätlichen «Richtlinien über die 
Gesetzestechnik, Ausgabe 2016» vom 18. Oktober 2016. 
 
Die Redaktionskommission des Kantonsrates hat den vorliegenden Richtlinien über die Ge-
setzestechnik am 7. Dezember 2022 zugestimmt. 
 
Kapitel 7.1 der vorliegenden Richtlinien wurde am 20. August 2026 redaktionell überarbei-
tet, dabei wurden auch die im gesamten Dokument enthaltenen Links aktualisiert. 
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1 Einleitung 
Die vorliegenden Richtlinien über die Gesetzestechnik beschränken sich auf das Wesentli-
che. Im Vordergrund steht die praktische Anleitung für das Verfassen von Gesetzes- und 
Verordnungsrecht. Auf Verfassungsänderungen und auf sonstige Beschlüsse des Kantons-
rates wird nur am Rand Bezug genommen. Die Richtlinien sind jedoch sinngemäss auch auf 
diese Erlassformen anwendbar. Für die vertiefte Auseinandersetzung mit der Thematik wird 
auf den ausführlichen Gesetzgebungsleitfaden («Leitfaden für die Ausarbeitung von Erlas-
sen des Bundes») verwiesen, der auf der Webseite der Bundeskanzlei unter Gesetzestechnik 
abgerufen werden kann und vom Bundesamt für Justiz im EJPD periodisch überarbeitet 
wird. 
 

2 Rechtsetzungsbefugnis 
Zur Rechtsetzung sind im Kanton Luzern allein der Kantonsrat, der Regierungsrat und das 
Kantonsgericht und, soweit das Gesetz dies vorsieht, die weiteren Personen und Organisati-
onen befugt, die mit der Erfüllung öffentlicher Aufgaben beauftragt sind. Die massgebliche 
Bestimmung in der Kantonsverfassung lautet: 
 
§ 45 Rechtsetzung 
1Der Kantonsrat erlässt die wichtigen Rechtssätze in der Form des Gesetzes. 
2Zu den wichtigen Rechtssätzen gehören insbesondere die Bestimmungen, für welche die 
Kantonsverfassung ausdrücklich ein Gesetz vorsieht, und die wesentlichen Bestimmungen 
über 
a. die Rechtsstellung Einzelner, namentlich bei der Ausübung der politischen Rechte, 
b. die Organisation der Behörden und die Verfahren, 
c. die Aufgaben des Kantons und Zweck, Art und Umfang seiner Leistungen, 
d. den Gegenstand von Abgaben, die Grundsätze ihrer Bemessung und den Kreis der Ab-

gabepflichtigen mit Ausnahme von Gebühren in geringer Höhe. 
3Das Gesetz kann die Befugnis, Rechtssätze zu erlassen, dem Regierungsrat, dem Kantons-
gericht oder den mit der Erfüllung öffentlicher Aufgaben beauftragten weiteren Personen 
und Organisationen übertragen, soweit dies nicht durch die Kantonsverfassung ausgeschlos-
sen wird. 
4Der Kantonsrat kann in den Bereichen Organisation und Personal Verordnungen erlassen, 
soweit das Gesetz dies vorsieht. 
 
Die Kantonsverfassung lässt im Gegensatz zum Bund keine Delegation der Rechtsetzungs-
kompetenz auf die Departemente und Dienststellen zu. Rechtsetzende Erlasse von Depar-
tementen und Dienststellen wären daher auch dann ungültig, wenn diese in Gesetzen oder 
Verordnungen ausdrücklich dazu ermächtigt würden. Solche Kompetenzübertragungen auf 
nachgeordnete Einheiten sind aber auch im an das Kantonsgericht übertragenen Zustän-
digkeitsbereich nicht zulässig. 
 
Zur Auslegung von § 45 der Kantonsverfassung wird im Übrigen auf den von Prof. Dr. Paul 
Richli und Dr. Franz Wicki 2010 im Stämpfli-Verlag herausgegebenen Kommentar der Kantons-
verfassung Luzern verwiesen, der auch in der Handbibliothek der Staatskanzlei aufliegt.  
 

https://www.bk.admin.ch/de/gesetzestechnik
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3 Rechtsform von Erlassen 

3.1 Erlasse des Kantonsrates 
Über die Rechtsform von Erlassen des Kantonsrates gibt § 47 des Kantonsratsgesetzes zu-
sätzlich zu § 45 der Kantonsverfassung wie folgt Aufschluss: 
 
§ 47 Rechtsformen zur Erledigung der Sachgeschäfte 
1Der Kantonsrat erledigt seine Sachgeschäfte in der Form von: 
a. Verfassungsänderungen (Teil- oder Totalrevisionen), 
b. Gesetzen (§ 45 der Kantonsverfassung), 
c. Dekreten, 
d. Kantonsratsbeschlüssen. 
 2Beschlüsse, die nicht in der Form von Verfassungsänderungen und Gesetzen gefasst wer-
den, aber dennoch dem obligatorischen oder fakultativen Volksreferendum unterliegen, 
werden als Dekrete bezeichnet. 
3Beschlüsse, die dem obligatorischen oder fakultativen Volksreferendum nicht unterliegen, 
werden als Kantonsratsbeschlüsse bezeichnet. Vorbehalten bleiben besondere Bezeichnun-
gen für Kantonsratsbeschlüsse, die Verordnungsrecht enthalten. 
 

3.2 Erlasse des Regierungsrates 
Nach § 56 Absatz 1 der Kantonsverfassung ist der Regierungsrat grundsätzlich für den Er-
lass von Vollzugsverordnungen zuständig. Soweit ihn das Gesetz dazu ermächtigt, kann der 
Regierungsrat nach dieser Bestimmung zudem gesetzesvertretende («weitere») Verordnun-
gen erlassen. Für solche Ermächtigungen gelten die Grundsätze, welche das Bundesgericht 
im Rahmen der Rechtsprechung zur sogenannten Gesetzesdelegation entwickelt hat. 
 
In Fällen zeitlicher Dringlichkeit kann der Regierungsrat ausserdem gestützt auf § 56 Absatz 2 
der Kantonsverfassung gesetzesvertretende Verordnungen zur Einführung übergeordneten 
Rechts erlassen. § 56 Absatz 3 der Kantonsverfassung ermächtigt ihn zudem zur Schaffung 
von Verordnungsrecht, um ausserordentlichen Lagen, wie unmittelbar drohenden erheblichen 
Störungen der öffentlichen Sicherheit oder sozialen Notständen, zu begegnen. Die Geltung 
solchen Rechts ist allerdings auf höchstens zwei Jahre beschränkt. 
 
Die Erlasse des Regierungsrates werden meistens als Verordnung, oft aber auch als Regle-
ment oder Beschluss bezeichnet. 
 
Die Bezeichnung «Verordnung» ist immer dann zu wählen, wenn nicht eine der andere n 
zulässigen Bezeichnungen den Vorzug verdient. Ob eine Verordnung nur gesetzesausfüh-
rende und keine gesetzesvertretenden Bestimmungen enthält, ist oft schwer festzustellen. 
Die Bezeichnung «Vollzugsverordnung» ist daher zurückhaltend zu verwenden. 
 
Als «Reglemente» werden Erlasse bezeichnet, die weniger bedeutsam sind und beispielsweise 
Folgendes zum Inhalt haben: Organisation von Verwaltungseinheiten (z.B. Reglement für das 
Natur-Museum Luzern), Vorschriften über Ausbildungen und Prüfungen (z.B. Reglement über 
die Aufnahme, die Promotion und die Abschlussprüfungen an den Fachmittelschulen des 
Kantons Luzern), die Benützung von Schul- und anderen Anlagen (z.B. SRL Nr. 503). 
 



6 
 

 

Als «Beschluss» werden rechtsetzende Erlasse des Regierungsrates bezeichnet, die zeitlich 
oder sachlich eng begrenzt sind. Beschlüsse sind also Verordnungsrecht, das von kurzer 
Geltungsdauer ist, ein Provisorium darstellt oder wenige Einzelfragen regelt. 
 
Anstelle der Überschrift «Verordnung» kann nebst diesen Ausdrücken namentlich auch die 
Bezeichnung «Ordnung» verwendet werden (vgl. etwa die Geschäftsordnung des Regie-
rungsrates und die vom Kantonsrat erlassene Besoldungsordnung, die wie die vom Regie-
rungsrat erlassene Besoldungsverordnung Verordnungsrecht zum Personalgesetz enthält). 
Die Bezeichnung «Tarif» wird für eine Liste von Steuern oder Gebührenansätzen verwendet 
(z.B. Kaminfegertarif, Gebührentarif und Kostenverordnung für die Staatsverwaltung). 
 

3.3 Erlasse des Kantonsgerichtes 
Nach § 45 Absatz 3 der Kantonsverfassung kann der Kantonsrat durch Gesetz auch dem 
Kantonsgericht Verordnungsbefugnisse einräumen. 
 
Die Erlasse des Kantonsgerichtes werden zumeist als Verordnungen bezeichnet (vgl. bei-
spielsweise Verordnung zum Gesetz über die Organisation der Gerichte und Behörden in 
Zivil-, Straf- und verwaltungsgerichtlichen Verfahren [Justizverordnung], SRL Nr. 262; Ver-
ordnung über die Kosten in Zivil-, Straf- und verwaltungsgerichtlichen Verfahren [Justiz-
Kostenverordnung], SRL Nr. 265). Daneben kommt aber auch die Bezeichnung «Geschäfts-
ordnung» (z.B. Geschäftsordnung für das Kantonsgericht des Kantons Luzern, SRL Nr. 263) 
vor. Auch Reglemente wurden von den Vorgängern des Kantonsgerichtes in der Vergan-
genheit erlassen, was auch künftig möglich ist. 
 

3.4 Erlasse weiterer Personen und Organisationen 
Nach § 45 Absatz 3 der Kantonsverfassung kann das Gesetz die Befugnis, Rechtssätze zu er-
lassen, auch «den mit der Erfüllung öffentlicher Aufgaben beauftragten weiteren Personen 
und Organisationen» übertragen. Obwohl es sich bei diesen Rechtssätzen um Verordnungs-
recht handelt, werden sie nach der Praxis nicht mit «Verordnung» überschrieben. Die Er-
lasse der beiden Anstalten Universität Luzern und Pädagogische Hochschule Luzern sind, 
abgesehen vom Sonderfall «Statut», mit «Ordnung» (z.B. Habilitations- und Promotionsord-
nung, Studien- und Prüfungsordnung) und mit «Reglement» (z.B. Berufungsreglement, 
Reglemente über Zertifikationslehrgänge, Studienreglemente) überschrieben. Der Verbund-
rat des Verkehrsverbundes Luzern und der Verwaltungsrat des Sozialversicherungszentrums 
haben die von ihnen zu regelnden Belange – der Vorgabe im Gesetz über den öffentlichen 
Verkehr beziehungsweise im Gesetz über das Sozialversicherungszentrum entsprechend – 
in einem Reglement beschlossen (Reglement für den Verkehrsverbund Luzern, Geschäfts-
reglement des Sozialversicherungszentrums u.a.). 
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4 Harmonie der Rechtsordnung 

4.1 Rangordnung der Rechtsnormen 
Eine klare und widerspruchsfreie Rechtsordnung setzt eine Rangordnung der Rechtsnor-
men voraus. Wichtigstes Zuordnungskriterium ist dabei der Vorrang der übergeordneten 
Rechtsnorm vor der niedereren Rechtsnorm. Aus dem Vorrang der übergeordneten Rechts-
norm lassen sich die folgenden Grundsätze herleiten: 
 
− Völkerrecht und internationales Recht gehen Bundesrecht vor. 
 
− Bundesrecht – gleich welcher Stufe – bricht kantonales Recht. 
 
− Verfassungsrecht geht Gesetzesrecht und Gesetzesrecht geht Verordnungsrecht vor. 
 
Nebst diesen Grundsätzen bestehen weitere allgemeine Kollisionsregeln, unter anderem die 
Regel, dass jüngeres Recht älterem Recht derselben Stufe vorgeht oder dass ein Spezialgesetz 
gegenüber einem allgemeinen Gesetz Vorrang geniesst. Solche Kollisionsregeln sind aller-
dings nicht immer zuverlässig und lassen oft Fragen offen. 

4.2 Systematische Grundsätze für den Erlass von Rechtsnormen 
Ein neuer oder revidierter rechtsetzender Erlass ist so zu fassen, dass er geltendem Recht 
nicht widerspricht und sich harmonisch in die Rechtsordnung einfügt. Um diesem Erforder-
nis so gut als möglich zu genügen, sind insbesondere die folgenden Regeln zu beachten: 

4.2.1 Vorbereitung von Erlassen 
Bei der Vorbereitung rechtsetzender Erlasse sind die Regelungsbefugnis und die Rechtsform 
unter Beachtung der Rangordnung der Rechtsnormen sorgfältig zu ermitteln. Zudem ist das 
gesamte geltende Recht im betreffenden Bereich zur Kenntnis zu nehmen und auf seine Re-
visionsbedürftigkeit zu überprüfen. Wenn nicht sorgfältig festgestellt wird, was in einem be-
stimmten Bereich bereits geregelt ist, ist die Gefahr von Doppelspurigkeiten, Lücken und 
Widersprüchen gross. 
 
Jede grössere Anpassung von Normen an geänderte Verhältnisse sollte dazu benützt wer-
den, die Normen aller Stufen auf einem bestimmten Rechtsgebiet zu bereinigen. Dabei sind 
vor allem mehrere Erlasse, in denen je einzelne Teilaspekte eines Rechtsgebietes geregelt 
sind, in einem einzigen Erlass zusammenzufassen. Die sachliche Geschlossenheit einer Rege-
lung trägt wesentlich zur Rechtsklarheit bei. Das heisst, ein Erlass sollte nur eine Materie re-
geln, diese aber – im Rahmen der jeweiligen Rechtsetzungsstufe – möglichst vollständig. 
Was sich nicht gegenseitig bedingt, sondern je für sich zu bestehen vermag, ist zu trennen. 
Es ist zu fragen: Dient es der Einfügung in die bestehende Rechtsordnung, der Auffindbar-
keit, Verständlichkeit und Handhabbarkeit der Regelung eher, wenn möglichst alle ver-
wandten Sachgebiete in einem Erlass erfasst werden, oder ist eine Aufteilung in mehrere 
Erlasse sachgerechter? 
 
Es sollen nie neue selbständige Erlasse geschaffen werden, wenn zusätzliche Regelungen in 
einem Bereich auch durch die Änderung bestehender Erlasse oder durch die Einfügung 
einzelner Bestimmungen in solche Erlasse vorgenommen werden können. 
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Bei Verfassungsänderungen, welche die Revision von Gesetzes- und Verordnungsrecht zur 
Folge haben, sollten gemäss bewährter Luzerner Praxis die Revisionen auf den unteren Stu-
fen im gleichen Zuge vorgenommen werden. Auf diese Weise wird nicht nur eine möglichst 
widerspruchsfreie Regelung eines ganzen Rechtsgebietes erreicht, sondern es lassen sich 
so auch die Rechtssätze sinnvoll auf die Verfassungs-, die Gesetzes- und die Verordnungs-
stufe verteilen. Mit der Vorschrift im Kantonsratsgesetz, wonach der Regierungsrat der vor-
beratenden Kommission des Kantonsrates bei der ersten Beratung von Gesetzen in der Re-
gel den zugehörigen Verordnungsentwurf vorzulegen hat, ist die Einhaltung dieser Praxis 
bei Gesetzesvorlagen neuerdings gleichsam Pflicht. 
 
Wird das Verordnungsrecht erst nach dem Abschluss der Gesetzesrevision angepasst, ist 
die Zeitspanne zwischen dem Erlass eines Gesetzes und dessen Inkrafttreten so gross zu 
bemessen, dass die Vollzugsvorschriften vorbereitet und rechtzeitig auf das Inkrafttreten 
des Gesetzes hin beschlossen werden können. 
 
Ausführendes Recht, also insbesondere Verordnungsrecht, soll in seinem Aufbau und in der 
Terminologie dem Gesetz folgen, das es auszuführen hat. 

4.2.2 Wiederholungen und Verweisungen 
Was in Erlassen höherer Stufe geregelt ist, soll im Gesetzes- oder Verordnungstext weder 
gleichlautend wiederholt noch ähnlich formuliert nochmals normiert werden. Wird diesem 
Grundsatz nicht entsprochen, ist bei jeder Änderung des übergeordneten Erlasses auch 
eine Änderung des untergeordneten Erlasses notwendig. Andernfalls können sich mit sol-
chen Änderungen Widersprüche einschleichen. Die Gefahr widersprüchlichen Rechts ist bei 
Wiederholungen, die nicht gleichlautend sind, ohnehin gegeben. 
 
Aus denselben Gründen sollte die nämliche Sache auch nicht in mehreren Erlassen gleicher 
Stufe gleichlautend oder ähnlich geregelt werden. Vielmehr ist in solchen Fällen möglichst 
mit Verweisungen zu arbeiten. Wenn sich Wiederholungen nicht vermeiden lassen, ist jeder 
Gegenstand in sich geschlossen und in gleicher Weise zu regeln. 
 
Mit Verweisungen kann in einem Erlass auf bereits bestehende Normen Bezug genommen 
werden, sodass sich neue Regelungen erübrigen. Verweisungen können zur Verkürzung 
von Erlassen und zu grösserer Übersichtlichkeit beitragen. In vielen Fällen verletzen sie aber 
das Gebot, dass ein Erlass aus sich selbst heraus verständlich sein sollte. Zudem kann ein 
Erlass durch mangelhafte oder schlecht gewählte Verweisungen im Gegenteil auch unüber-
sichtlich und schwer verständlich werden. Überdies können sich – vor allem bei Verweisun-
gen auf nichtstaatliche Normen und bei der Einschränkung von Grundrechten – rechtliche 
Probleme ergeben. 
 
Im Einzelnen gelten folgende Regeln: 
− Erlasse sind so aufzubauen, dass sich Verweisungen nach Möglichkeit erübrigen. Bevor 

eine interne Verweisung verwendet wird, ist die Gliederung des Erlasses zu überprüfen: 
Oft lassen sich mit einer durchdachten Reihenfolge der Normen Verweisungen vermei-
den. 

− Verweisungen sollten sich, wenn möglich, auf Rechtsgebiete und nicht auf einzelne Pa-
ragrafen oder einzelne Abschnitte bestimmter Erlasse beziehen. Sie sollten möglichst 
knapp sein. Vorbildlich ist beispielsweise die oft verwendete Verweisung: «Das Be-
schwerdeverfahren richtet sich nach den Bestimmungen des Gesetzes über die Verwal-
tungsrechtspflege vom 3. Juli 1972.» 
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− Verweisungen auf Normen «in deren jeweils geltenden Fassung» (sog. dynamische Ver-
weisungen) verletzen insbesondere beim Bezug auf nichtstaatliche Normen das Legali-
tätsprinzip und sollten vermieden werden. 

− Wird verwiesen, ist eine Prüfung der Rechtskonformität vorzunehmen. 
− Verlangt ein Spezialgesetz ausnahmsweise Abweichungen von den allgemeinen Verfah-

rensgrundsätzen, sind die davon betroffenen Bestimmungen des Gesetzes über die 
Verwaltungsrechtspflege zusammen mit dem Spezialgesetz anzupassen, damit die Ge-
schlossenheit des Verwaltungsverfahrens gewahrt bleibt. 

4.2.3 Regelungsdichte 
Die Regelungsdichte hat der Bedeutung des Sachgebiets, dem Bedürfnis der Adressatinnen 
und Adressaten nach Rechtssicherheit und der in Frage stehenden Normierungsstufe zu 
entsprechen. Je wichtiger ein Rechtsinhalt und je höher ein Erlass in der Rangordnung der 
Rechtsnormen eingestuft ist, desto geringer wird im Allgemeinen die Regelungsdichte. Bei 
einem Gesetz wird die Regelungsdichte somit eher gering, bei einer Verordnung eher hoch 
sein. Verfahrensgesetze werden indes der Rechtssicherheit wegen eher detaillierteren Re-
gelungen enthalten. 

4.2.4 Bereinigung widersprechender Bestimmungen  
und Übergangsbestimmungen 
Im Teil II des geänderten oder neuen Erlasses sollen überholte Bestimmungen anderer Er-
lasse der gleichen Stufe respektive der gleichen Instanz detailliert aufgeführt und aufgeho-
ben oder geändert werden. Dasselbe gilt für widersprechende Erlasse der gleichen Stufe als 
Ganze, welche im Teil III einzeln aufzuheben sind. 
 
Die Grundsätze der Rechtssicherheit, des Vertrauensschutzes und der Verhältnismässigkeit 
gebieten es vor allem bei Dauersachverhalten, in besonderen übergangsrechtlichen Best-
immungen das allgemeine Verhältnis zwischen dem alten und dem neuen Recht festzule-
gen. Die Kollisionsnormen in den Schlussbestimmungen des Erlasses sind so auszugestal-
ten, dass sie die Grundsätze der Verhältnismässigkeit und des Rückwirkungsverbots nicht 
verletzen. 

4.2.5 Totalrevision oder Änderung eines Erlasses? 
Die formelle Totalrevision eines Erlasses (Neufassung unter Aufhebung des alten Erlasses) 
empfiehlt sich in der Regel dann, wenn eine Änderung mehr als die Hälfte der Bestimmun-
gen eines Erlasses betrifft. Ob jedoch eine formelle Totalrevision oder bloss eine Änderung 
vorgenommen werden soll, hängt mehr als vom Änderungsumfang schliesslich davon ab, 
wie weit die äussere Systematik und die inhaltliche Abgrenzung eines bestehenden Erlasses 
die Integration von neuen Normen zulassen. Solche Einschränkungen bestehen bei einer 
Totalrevision nicht. Kurze Erlasse, die häufig geändert werden, sind eher einer Totalrevision 
zu unterziehen. Bei längeren Erlassen, für die in absehbarer Zeit eine materielle Totalrevi-
sion vorgesehen ist, oder Erlassen, die im Bewusstsein breiter Bevölkerungsteile verankert 
sind, ist dagegen in der Regel eher eine Teilrevision angezeigt. Geplante Änderungen müs-
sen ferner politisch beurteilt werden. Lassen sie trotz ihres Umfangs zentrale Bestimmun-
gen des bestehenden Erlasses unangetastet, ist es möglicherweise sinnvoll, von einer Total-
revision abzusehen. 
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4.2.6 Befristung von Erlassen 
Gemäss der am 15. März 2016 als Postulat teilweise erheblich erklärten Motion M 31 über 
ein Verfalldatum für Gesetze soll im Rahmen des konkreten Gesetzgebungsvorhabens jeweils 
die Möglichkeit der Befristung von Gesetzen geprüft und in der zugehörigen Botschaft the-
matisiert werden. Die Prüfung der Befristung von Gesetzen ist bereits heute eine Dauerauf-
gabe im Rahmen der Rechtsetzung und der mit ihr betrauten Organe. Es soll nur so viel und 
nur so lange wie nötig reguliert werden. § 15 der Kantonsverfassung verlangt, dass Aufgaben 
regelmässig daraufhin zu überprüfen sind, ob sie notwendig und finanziell tragbar sind und 
ob sie wirksam, wirtschaftlich und vom geeigneten Leistungserbringer erfüllt werden. Er-
scheint eine Befristung nicht von vornherein als ausgeschlossen (weil der Erlass im Interesse 
der Rechtssicherheit auf Dauerhaftigkeit angelegt sein muss), so sind die Überlegungen dazu 
in der Botschaft in einem eigenen Kapitel darzulegen. Und zwar in beiden Fällen: wenn dem 
Kantonsrat ein Antrag auf Befristung gestellt werden soll, aber auch, wenn eine Befristung 
vom Regierungsrat abgelehnt wird. Die Frage der Befristung ist nicht nur bei neuen Gesetzen 
und Totalrevisionen zu prüfen, sondern auch für die neuen oder geänderten Regelungen bei 
Teilrevisionen von Gesetzen, mit denen etwa die Rechtsgrundlage für neue Staatsbeiträge 
geschaffen oder zur einstweiligen Regelung eines aktuellen Problems ein neuer Abschnitt in 
ein Gesetz eingeführt werden soll. Statt einer Befristung ist auch eine Evaluationsnorm denk-
bar, die vorschreibt, dass die Notwendigkeit des neuen Rechts nach einer gewissen Zeit kon-
kret zu überprüfen ist. 
Eine Befristung von Gesetzen kann in den folgenden Fällen sinnvoll sein: 
− bei nur zeitweilig auftretenden Problemen, 
− bei Problemen, die durch andere geeignete Massnahmen nach einer bestimmten Zeit 

dauerhaft gelöst werden können, 
− bei Gesetzen und Gesetzesänderungen mit von vornherein nicht klar abschätzbaren 

Wirkungen, 
− bei Gesetzen und Gesetzesänderungen mit hohem finanziellem Aufwand, 
− bei Gesetzen und Gesetzesänderungen, die im Hinblick auf eine systematische Wir-

kungskontrolle periodisch überprüft werden sollen (vgl. Kap. Finale Normen unten). 
Bestimmungen über Finanzhilfen sind von Gesetzes wegen in der Regel zu befristen (vgl. § 
6 Abs. 1c Staatsbeitragsgesetz; SRL Nr. 601). 
 

5 Finale Normen 
In der Gesetzgebung wird im Wesentlichen zwischen finalen Normen (Ziel- oder Zwecknor-
men), konditionalen Normen (nach dem «Wenn-dann-Schema» aufgebaute Normen mit 
Tatbestand und Rechtsfolge), instrumentalen Normen (Handlungsanweisungen) und relati-
onalen Normen (Rahmen der Selbstregulierung) unterschieden. Mit der Einführung der 
Wirkungsorientierten Verwaltungsführung (WOV) hat die finale Gesetzgebung im Kanton 
Luzern an Bedeutung gewonnen. Da finale Normen aus rechtsstaatlichen Gründen einer 
hinreichenden Ergänzung durch konditionale und instrumentale Normen bedürfen, stehen 
sie aber anzahlmässig nach wie vor nicht im Vordergrund. Beim Entscheid darüber, ob (und 
inwiefern) final legiferiert werden soll, stellt sich immer zunächst die Frage der Eignung des 
zu regelnden Bereichs. Finalem Recht sind dabei umso engere Grenzen gesetzt, je intensi-
ver in Rechte und Pflichten Betroffener eingegriffen wird. Zielvorgaben sollten soweit mög-
lich so präzis formuliert werden, dass im Rahmen von Gesetzesevaluationen die Zielerrei-
chung gemessen werden kann. In der Lehre wird empfohlen, eher davon abzusehen, be-
reits auf Gesetzesebene Wirkungs- oder Leistungsindikatoren (Messgrössen) zu umschrei-
ben und Wirkungs- oder Leistungsstandards (Soll-Grössen) festzulegen (vgl. zum Ganzen: 

https://www.lu.ch/kr/parlamentsgeschaefte/detail?ges=22a4c71575c240ccae92fa4b7141e127&back=1&geschaeftsnr=m%2031&art=-0-1-2-3&bart=-0-1-2-3-4&vart=-0-1-2-3&wart=1&gart=1&status=-0-1
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/601/versions/2542
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Andreas Lienhard, Staats- und verwaltungsrechtliche Grundlagen für das New Public Ma-
nagement in der Schweiz, Bern 2005, S. 259 ff.). Zielnormen werden in der Regel im ersten 
Teil eines Erlasses unter dem Titel «Zweck» oder «Ziele» aufgenommen (vgl. Staatsbeitrags-
gesetz, Tourismusgesetz). Wirkungsziele werden mitunter aber auch gesondert näher um-
schrieben, beispielsweise in einem eigenen Teil eines Gesetzes (vgl. Gesetz über die Volks-
schulbildung), oder in einer sogenannten Soll-Bestimmung (vgl. dazu beispielsweise die 
Umschreibung von Baulinien im Planungs- und Baugesetz). Sie sollten nur dann in einen 
Erlass aufgenommen werden, wenn ihnen bei dessen Auslegung oder Vollzug eine wesent-
liche Funktion zukommt. 

6 Mantelerlasse 
Es kommt ab und zu vor, dass mehrere Erlasse mittels eines einzigen Beschlusses unter ei-
nem einheitlichen Titel verabschiedet, abgeändert oder aufgehoben werden. Solche Be-
schlüsse werden zum Teil mit «Mantelerlass» überschrieben. Ein Beispiel für einen solchen 
Erlass ist das Gesetz über die Verteilung und die Finanzierung der Aufgaben im Kanton Lu-
zern [Mantelerlass zur Finanzreform 08] vom 10. September 2007, mit dem insgesamt 
dreissig Gesetze neu erlassen oder abgeändert wurden und ein Gesetz aufgehoben wurde. 
Mantelerlasse werden als solche lediglich in der laufenden Gesetzessammlung veröffent-
licht. Ihr Inhalt wird aber selbstverständlich in die einzelnen Erlasse der Systematischen 
Rechtssammlung des Kantons Luzern (SRL) integriert. 

 
Auf Gesetzesebene ist bei Mantelerlassen, 
unabhängig davon, ob sie als solche expli-
zit bezeichnet werden oder nicht, stets der 
Grundsatz der Einheit der Materie zu be-
achten (vgl. zu diesem Grundsatz bei Ge-
setzesänderungen: Urteil 1C_247/2008 des 
Bundesgerichts vom 21. Januar 2009 zu ei-
ner entsprechenden Änderung des Über-
tretungsstrafgesetzes und des damaligen 
Kantonspolizeigesetzes). In Fällen, die zwin-
gend einheitlich zu regeln sind, kann dieser 
Grundsatz einen Mantelerlass geradezu er-
heischen. Solche Fälle lagen beispielsweise 
vor beim Gesetz über die Aufhebung der 
rechtlichen Grundlagen der Bürgerge-
meinde vom 28. April 2008 sowie beim Ge-
setz über die Aufhebung der Kommission 
für Erziehungsfragen vom 10. Mai 2010, 
dessen Inhalt je eine Änderung des Geset-
zes über die Volksschulbildung, des Geset-
zes über die Berufsbildung und die Weiter-
bildung und des Gesetzes über die Gymna-
sialbildung bildete. 

 
Da Verordnungen nicht dem Referendum unterliegen, gilt für ihre Verabschiedung der aus 
dem Stimm- und Wahlrecht abgeleitete Grundsatz der Einheit der Materie an sich nicht. 
Aus Transparenzgründen erscheint es jedoch angezeigt, diesen Grundsatz bei Mantelerlas-
sen auf Verordnungsebene analog anzuwenden. Die Bezeichnung «Mantelerlass» wird bei 

https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date=&sort=relevance&insertion_date=&top_subcollection_aza=all&query_words=1c_247%2F2008&rank=1&azaclir=aza&highlight_docid=aza%3A%2F%2F21-01-2009-1C_247-2008&number_of_ranks=8
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der Zusammenfassung der Änderung verschiedener Verordnungen in einem Beschluss al-
lerdings nicht verwendet. Vielmehr ist in solchen Fällen oft von Beschlüssen die Rede (vgl. 
dazu z. B. den Beschluss des Regierungsrates vom 11. Dezember 2007 über die Änderung 
und die Aufhebung von Verordnungen im Zusammenhang mit der Anpassung der kanto-
nalen Rechtssätze an den Grundsatz der Organisationsfreiheit der Gemeinden), oder es 
werden eine Anzahl Verordnungsänderungen unter dem Titel jenes Erlasses geändert, in 
dem die Hauptsache des neuen Regelungsgegenstandes untergebracht wird. Ein solcher 
inhaltlicher Mantelerlass wird im Lexwork-System allerdings formell als Änderungserlass 
mit einem Haupterlass und einer unbestimmten Anzahl Fremdänderungen und -aufhebun- 
gen behandelt. 

7 Sprache von Erlassen 
Ein Erlass kann nur klar formuliert werden, wenn sein Inhalt logisch und sachlich durch-
dacht ist. Eine komplizierte Sprache und ein komplizierter Aufbau sind darum oft Hinweise 
darauf, dass die zu regelnde Materie nicht nur sprachlich, sondern auch gedanklich zu we-
nig durchdrungen wurde. 
 
Als Faustregel kann gelten: Alles, was nicht zum normativen Gehalt eines Erlasses beiträgt, 
ist überflüssig (insbesondere Appelle, Deklarationen und empirische Aussagen). 
 
Ob ein Erlass verständlich geschrieben ist, entscheiden dessen Hauptadressaten. An sie und 
aus ihrer Optik ist zu denken bei der Wortwahl und bei der Konstruktion der Sätze. Je brei-
ter das Publikum ist, an das sich ein Erlass richtet, desto einfacher und näher beim üblichen 
Sprachgebrauch sollte dieser formuliert werden. Amtsdeutsch ist selbstverständlich zu ver-
meiden, aber auch dem Fachjargon sowie überkommenen altväterischen Begriffen sollte 
Einhalt geboten werden. Statt eines komplizierten Schachtelsatzes empfehlen sich mehrere 
kürzere Sätze. Klarheit und Rechtssicherheit verlangen zudem, dass für dieselbe Sache im-
mer dasselbe Wort gebraucht wird. Mit Abwechslung in der Wortwahl ist in Rechtstexten 
nichts zu gewinnen. 

7.1 Sprachliche Gleichbehandlung der Geschlechter 
Im Zuge gesellschaftlicher Veränderungen hat sich das Sprachgefühl in der deutschen 
Schweiz zunehmend dahin entwickelt, dass nur noch die männlichen Bürger anspricht, wer 
heute von «Bürgern» spricht. Wenn in einem Erlass auch Bürgerinnen gemeint sind, sollten 
diese deshalb ausdrücklich erwähnt oder dann Formulierungen gewählt werden, in denen 
das Geschlecht ausgeklammert ist: Bürgerschaft, Bürgergemeinde, Stimmberechtigte bzw. 
Umschreibungen wie: «Wer das Bürgerrecht besitzt, ...». Das gilt für alle Berufs- und Perso-
nenbezeichnungen. 
 
Beim Bund werden neue oder totalrevidierte Erlasse und Teilrevisionen von grossen Kodizes 
(ZGB, OR) seit 1993 sowie ältere Erlasse bei umfangreichen Teilrevisionen seit 2009 nach den 
Grundsätzen der sprachlichen Gleichbehandlung redigiert (siehe Leitfaden zur geschlechter-
gerechten Sprache sowie Gesetzestechnische Richtlinien des Bundes). Im Jahr 2022 gab die 
Staatskanzlei den Leitfaden zur sprachlichen Gleichbehandlung der Geschlechter heraus. Die 
zwölf darin festgehaltenen Sprachtipps und -regeln sind auch bei der Erlassredaktion zu be-
rücksichtigen. 
 
Neue Erlasse und Totalrevisionen werden auch im Kanton Luzern seit 1994 geschlechterge-
recht formuliert. Darüber hinaus ist seit 2023 auch in allen noch nicht geschlechtergerecht 

https://www.bk.admin.ch/de/leitfaden-geschlechtergerecht
https://www.bk.admin.ch/de/leitfaden-geschlechtergerecht
https://www.bk.admin.ch/de/gesetzestechnik
https://www.lu.ch/-/media/Kanton/Dokumente/SK/Allgemein/Leitfaden_sprachliche_Gleichbehandlung.pdf?rev=3c7c2c8353dc449384d6fe68220af992
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formulierten Gesetzen, die einer Teilrevision unterzogen werden, durchgängig die sprachli-
che Gleichbehandlung der Geschlechter umzusetzen (vgl. Postulat P 735 von Urban Sager 
namens der Redaktionskommission des Kantonsrates vom 6. 12. 2021, erheblich erklärt am 
31. 10. 2022). Ausgenommen von der Anpassung sind Änderungen von generisch maskulin 
formulierten Gesetzen, welche der Hauptänderung eines Gesetzes lediglich als sogenannte 
Fremdänderungen im Anhang (Teil II des Geschäfts) beigefügt sind. 
 
Gemäss der Stellungnahme des Regierungsrates zum erwähnten Postulat P 735 sind dar-
über hinaus fortlaufend jene veraltet formulierten Gesetze in eigenständigen Gesetzge-
bungsgeschäften geschlechtergerecht anzupassen, welche voraussichtlich nicht in abseh-
barer Zeit einer materiellen Teilrevision unterzogen werden. Dazu gehören in erster Priorität 
die Gesetze mit den  
SRL-Nummern 21, 185, 215, 847, 861 und 938 (keine Teilrevision seit 2012) 
und in zweiter Priorität jene mit den 
SRL-Nummern 27, 50, 187, 218, 595, 702, 750, 851, 897 und 898 (keine Teilrevision seit 
2018). 
 
Wichtig ist, dass in einem neuen Erlass an die Terminologie der Rechtsgrundlage ange-
schlossen wird. Ist seine hauptsächliche Rechtsgrundlage nicht geschlechtergerecht abge-
fasst, muss bei der sprachlichen Gleichbehandlung besonders umsichtig verfahren werden, 
damit im Zusammenspiel von Rechtsgrundlage und davon abhängigem Erlass keine Un-
klarheiten oder Mehrdeutigkeiten entstehen. 
 
Die mit der sogenannten «kreativen Lösung» geforderte Variation der sprachlichen Aus-
drucksmittel zur Erzielung einer geschlechtergerechten und lesbaren Sprache wird in Er-
lasstexten durch das Gebot «eine Sache – ein Wort» konkurrenziert. Beide Forderungen 
sind begründet. Es ist in jedem Einzelfall sorgfältig abzuwägen, wie weit die Gefahr sprach-
licher Monotonie durch kreative Mittel gebannt werden kann, ohne dass unbeabsichtigte 
Interpretationsspielräume entstehen. Nicht in Frage kommen für Erlasstexte auf jeden Fall 
die sogenannten Sparschreibungen mit Schrägstrich, Klammer oder grossem I (Lehrer/in, 
Lehrer(in), LehrerIn) sowie Genderstern, Genderdoppelpunkt oder Gendergap. 

7.2 Rechtschreibung 
Die deutschsprachigen Länder haben im Jahr 1996 in Wien eine Reform und im Jahr 2006 
eine Korrektur der Reform der Rechtschreibung beschlossen. Letztere ist für staatliche Insti-
tutionen seit dem 1. August 2006 verbindlich. Bereits mit den Richtlinien über die Gesetze-
stechnik von 1996 war die neue Rechtschreibung wie in den Luzerner Schulen auch für die 
Luzerner Erlasse und die Botschaften des Regierungsrates an den Kantonsrat als massge-
bend bezeichnet worden. Seit der «Reform der Reform» im Jahr 2006 und der Veröffentli-
chung des «Leitfadens zur deutschen Rechtschreibung» durch die Bundeskanzlei im Jahr 
2007 orientiert sich auch der Kanton Luzern an diesem Leitfaden. 
 
Bei der Änderung von älteren Erlassen (vor 1996) ist in diesem Zusammenhang darauf zu 
achten, dass durch ein mögliches Nebeneinander von alten und neuen Schreibungen keine 
störenden oder gar irreführenden Wirkungen entstehen. In kritischen Fällen kann im geän-
derten Teil die veraltete Schreibung eines Worts aus dem unveränderten Teil beibehalten 
werden. 

https://www.lu.ch/-/klu/ris/cdws/document?fileid=56bd7317970f4b63975129edbd01b4fe
https://www.lu.ch/-/klu/ris/cdws/document?fileid=061f08dab165471b88523289606b44a2
https://www.bk.admin.ch/de/rechtschreibleitfaden
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7.3 Formulierung von Zuständigkeitsnormen 
Der Regierungsrat hat am 24. Mai 2011 (RRB Nr. 531) die «Weisung über die Formulierung 
von Zuständigkeitsnormen» in Gesetzen beschlossen. Diese bestimmt, dass Departemente 
in den Gesetzesentwürfen in der Regel konkret zu bezeichnen sind (z. B. Finanzdeparte-
ment). In Fällen, in denen für die Wahrnehmung einer Aufgabe mehrere Departemente in 
Frage kommen, ist jedoch jeweils zu prüfen, ob zur Wahrung der Organisationshoheit des 
Regierungsrates nicht ausnahmsweise dennoch die Wendung «das zuständige Departe-
ment» verwendet werden soll. Dienststellen hingegen sind in den Gesetzesentwürfen in der 
Regel nicht konkret zu benennen: Mit der Wendung «die zuständige Dienststelle» kann die 
Organisationshoheit des Regierungsrates gewahrt werden. Für die Einzelheiten wird auf die 
genannte Weisung verwiesen. 
 

8 Gliederung von Erlassen 

8.1 Inhaltlicher Aufbau von Erlassen 
Der Inhalt eines Erlasses ist zweckmässig und logisch zu gliedern. Der Aufbau eines Erlas-
ses, seine Überschriften, die Anordnung und die Gliederung der einzelnen Paragrafen tra-
gen wesentlich zur Verständlichkeit und Übersichtlichkeit bei. Sie sind auch für die Ausle-
gung von grosser Bedeutung. Oft ergibt sich der Sinn einer Vorschrift erst aus ihrer syste-
matischen Stellung. 
 
Erlasse können meistens in eine Einleitung, einen Hauptteil und in Schlussbestimmungen 
unterteilt werden. Diesen Erlassteilen sind regelmässig bestimmte Regelungsinhalte zuge-
ordnet, sodass von einer eigentlichen Mustergliederung gesprochen werden kann. Sie sieht 
wie folgt aus: 

8.1.1 Einleitung 
Im Einleitungsteil der Erlasse kann Folgendes behandelt werden: 
− Ziel oder Zweck des Erlasses: Bestimmungen zum Ziel oder Zweck eines Erlasses sind 

nur sinnvoll, wenn sie für die Auslegung der übrigen Normen oder für den Vollzug des 
Erlasses sonst wie von Bedeutung sind. Bezüglich Einzelheiten wird auf die Ausführun-
gen im Kapitel 5 über die finalen Normen verwiesen (vorn S. 10).  

− Geltungsbereich des Erlasses: Der persönliche, sachliche oder örtliche Geltungsbereich 
eines Erlasses ist nur ausdrücklich zu umschreiben, wenn er sich aus dem Erlass nicht 
ohne Weiteres ergibt.  

− Begriffsbestimmungen: Begriffsbestimmungen sind angezeigt, wenn Ausdrücke erläu-
terungsbedürftig sind (Fachausdrücke), verschiedene Bedeutungen haben oder in ei-
nem Sinn verwendet werden, der vom allgemeinen Sprachgebrauch abweicht. Be-
griffsbestimmungen sind in der Regel in einem Paragrafen zusammenzufassen. Wird 
ein Begriff in einem Erlass nur einmal verwendet, ist er an der betreffenden Stelle zu de-
finieren.  

− Gemeinsame Bestimmungen: Gemeinsame Bestimmungen haben den Vorteil, dass eine 
Einzelheit, die für mehrere Gegenstände gilt, nur einmal geregelt werden muss. Bei ge-
meinsamen Bestimmungen besteht allerdings die Gefahr, dass ein Erlass zu abstrakt 
und daher schwer lesbar wird. Als Alternativen stehen Wiederholungen und Verweisun-
gen zur Verfügung. Diese Möglichkeiten sind aber aus den auf Seite 8 f. (Kap. 4.2.2 
«Wiederholungen und Verweisungen») dargelegten Gründen zurückhaltend zu nützen. 
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8.1.2 Hauptteil 
In den Hauptteil gehören in der Regel Verhaltens-, Organisations-, Verfahrens- und Sankti-
onsnormen sowie Bestimmungen über die Finanzierung, die Kosten und die Gebühren. 
 
Die Einteilungsgesichtspunkte sind aus der Sache selbst zu entwickeln und der Sachstruktur 
anzupassen. Sachlich gleiche Probleme (z. B. Abschnitte über Rechtsmittel oder Gebühren) 
sind jedoch nach Möglichkeit stets gleich zu gliedern. 
 
Als sachliche Gliederungskriterien kommen der zeitliche Ablauf (z.B. Gesuch, Behandlung, 
Entscheid, Rechtsmittel, Vollzug), Kausalzusammenhänge oder organisatorische Hierarchien 
in Frage. Oft helfen logische Gliederungskriterien weiter wie: das Allgemeine vor dem Be-
sonderen, das Ganze vor den Teilen, das Gemeinsame vor dem je Verschiedenen. 

8.1.3 Schlussbestimmungen 
Vor der Einführung des Lexwork-Systems zur Redaktion, Pflege und Publikation der Luzer-
ner Rechtssammlungen im Jahr 2016 wurden in den Schlussbestimmungen eines Luzerner 
Erlasses die Bestimmungen zum Vollzug, die Übergangsbestimmungen, die Bestimmungen 
über die Änderung anderer Erlasse und über die Aufhebung von Erlassen sowie die Inkraft-
tretensbestimmungen zusammengefasst. Die Schlussbestimmungen aller geltenden Erlasse 
in der SRL sind zurzeit so beschaffen. Im Lexwork-System werden die Änderungen von an-
deren Erlassen (Fremdänderungen) in einem eigenen Teil II des Rechtsetzungsgeschäftes 
geregelt. Dasselbe gilt für die Aufhebung von Erlassen, die neu im Teil III des Rechtset-
zungsgeschäftes geregelt wird, sowie für die Inkrafttretens- und Publikationsbestimmun-
gen, die in den Teil IV zu stehen kommen. Unter Lexwork werden somit nur noch die Best-
immungen zum Vollzug und die Übergangsbestimmungen im Kapitel «Schlussbestimmun-
gen» des neuen Erlasses aufgeführt. Die Bestimmungen der Teile II, III und IV erscheinen 
zwar bei der Publikation des Erlasses in der laufenden Gesetzessammlung, im Text des kon-
solidierten Erlasses (in der SRL) hingegen entfallen sie. 
 
In Bezug auf den Inhalt ist insbesondere zu beachten: 
− Vollzugsbestimmungen: Nach § 56 Absatz 1 der Kantonsverfassung erlässt der Regie-

rungsrat die Vollzugsverordnungen zu eidgenössischem und kantonalem Recht. Best-
immungen über die Vollzugskompetenz des Regierungsrates sind daher in der Regel 
nicht nötig. Soll hingegen eine Rechtsetzungskompetenz begründet werden, ist eine 
Delegationsnorm erforderlich. Beschränkt sich die Ermächtigung auf einen bestimmten 
Regelungsbereich des Erlasses, ist die Delegationsnorm an der betreffenden Stelle auf-
zunehmen.  

− Übergangsbestimmungen: Es ist in jedem Fall zu prüfen, ob zeitliche Abgrenzungs- 
oder Übergangsnormen zu schaffen sind. Übergangsbestimmungen sind vor allem nö-
tig, wenn Sachverhalte, die bereits unter altem Recht bestanden, noch andauern. Die 
Grundsätze der Verhältnismässigkeit und des Rückwirkungsverbots dürfen nicht verletzt 
werden. Eine beabsichtigte Rückwirkung muss deutlich im Erlass selbst angeordnet 
werden.  

− Aufhebung und Änderung bisherigen Rechts: Die Harmonie der Rechtsordnung be-
dingt, dass das neue Recht sorgfältig in das bisherige Recht eingeordnet wird. Durch 
einen Erlass dürfen weder Erlasse höherer Stufe noch solche tieferer Stufe (vgl. aber die 
Ausnahmen S. 24, Kap. 9.1.1 «Parallelität der Form») aufgehoben oder ergänzt werden. 
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− Volksabstimmung, Referendum, Genehmigung, Inkrafttreten, Veröffentlichung: Verfas-

sungsänderungen unterliegen der Volksabstimmung, ebenso Dekrete, mit denen frei-
bestimmbare Ausgaben für Vorhaben im Gesamtbetrag von mehr als 25 Millionen 
Franken bewilligt werden. Auf jeden Fall unterliegen aber auch Gesetze und deren Än-
derungen, welche freibestimmbare Ausgaben in dieser Höhe zur Folge haben, der 
Volksabstimmung. Im Übrigen ist über Gesetze nur dann eine Volksabstimmung durch-
zuführen, wenn das fakultative Volksreferendum zustande kommt oder wenn der Kan-
tonsrat die Vorlage in den dafür vorgesehenen Fällen von sich aus der Volksabstim-
mung unterstellt. Dasselbe gilt für Dekrete, mit denen freibestimmbare Ausgaben für 
Vorhaben im Gesamtbetrag von 3 bis höchstens 25 Millionen Franken bewilligt werden 
(vgl. §§ 23 und 24 der Kantonsverfassung). 

 

8.2 Formelle Gliederung von Erlassen 

8.2.1 Titel 
Der Titel gibt über die Rechtsform (z. B. Gesetz, Kantonsratsbeschluss, Verordnung) und 
den Inhalt des Erlasses Aufschluss. Der Titel soll jeden kantonalen Erlass eindeutig von den 
anderen kantonalen Erlassen und auch von jenen des Bundes abheben. Er soll das mit dem 
Erlass geregelte Rechtsgebiet möglichst genau, aber auch möglichst prägnant und kurz er-
fassen. 
 
Um das Zitieren von Erlassen zu erleichtern, sind Kurztitel zu verwenden (z. B. «Kantonsrats-
gesetz» zusätzlich zu «Gesetz über die Organisation und Geschäftsführung des Kantonsra-
tes»). In der Regel genügen die Kurztitel auch als Haupttitel. Nur wenn ein Kurztitel den Ge-
genstand nicht umfassend genug umschreibt, kann er in Klammern dem Haupttitel als Un-
tertitel beigefügt werden. Existiert (bei einer Totalrevision) eine gebräuchliche Abkürzung 
für einen Erlass oder besteht (bei einem neuen Erlass) ein allgemeines Bedürfnis für eine 
solche Abkürzung, kann diese dem Titel beziehungsweise dem Kurztitel beigegeben wer-
den. Unter Lexwork erscheinen solche Abkürzungen als integrale Bestandteile des Erlassti-
tels (zusammen mit einem allfälligen Kurztitel) und sollten deshalb bei den Anwendern und 
den Rechtsbetroffenen entsprechend gut abgestützt sein. 

8.2.2 Ingress 
Im Ingress wird zuerst die Behörde genannt, die den Erlass beschliessen soll. Darauf folgen, 
soweit in diesen Richtlinien vorgesehen, die Rechtsgrundlage und die Beratungsgrundlage. 
Beim Verordnungsrecht des Regierungsrates sind daneben auch das antragstellende De-
partement und die Instanzen anzugeben, denen durch eine Rechtsnorm ein Antrags- oder 
Vorschlagsrecht eingeräumt ist. Am Ende des Ingresses steht immer «beschliesst:». 
 
Sämtliche erlassenden Behörden werden präzis als Behörden des Kantons Luzern gekenn-
zeichnet: «Der Regierungsrat des Kantons Luzern ... beschliesst:» 
 
– Rechtsgrundlage 

Als Rechtsgrundlage werden in den Erlassen auf Verordnungsebene (d.h. auch bei Kantons-
ratsbeschlüssen mit Erlasscharakter) die kompetenzbegründenden Bestimmungen angege-
ben. Das sind in der Regel die Bestimmungen des Gesetzes, die zum Erlass des Normtextes 
ermächtigen. Die Angabe der Rechtsgrundlage ist einheitlich mit der Wendung «gestützt 
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auf» einzuleiten. Die Paragrafen, auf die Bezug genommen wird, sind so präzis als möglich 
anzugeben. Der Erlass ist mit dem Titel oder, sofern es einen gibt, dem Kurztitel und dem 
Datum zu zitieren. 
 
– Beratungsgrundlage 

In allen Erlassen des Kantonsrates ist im Ingress die Beratungsgrundlage anzugeben. In der 
Regel handelt es sich um eine Botschaft des Regierungsrates. Sofern eine Ergänzungsbot-
schaft erstattet wird, ist auch diese im Ingress aufzuführen. Der Hinweis auf die Beratungs-
grundlage wird einheitlich mit der Wendung «nach Einsicht in die Botschaft des Regie-
rungsrates vom...» eingeleitet. 
 
– Antragsberechtigte Instanz 

Bei Erlassen des Regierungsrates wird im Ingress jeweils das antragstellende Departement 
erwähnt. Steht einer anderen Instanz ein Antrags- oder Vorschlagsrecht zu, ist dies im In-
gress eines Erlasses ebenfalls festzuhalten. 
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Beispiele für Titel und Ingress von Erlassen 
Beispiel 1: Gesetz 
Beispiel 2: Verordnung 

 

Kurztitel erleichtern das 
Zitieren von Erlassen. Die 
hier angegebene Abkür-
zung muss gebräuchlich 
sein. Neu einzuführende 
Abkürzungen dürfen 
nicht gleich lauten wie 
bestehende Abkürzun-
gen des Kantons oder 
des Bundes. 

Im Ingress von Erlassen 
des Kantonsrates ist die 
Beratungsgrundlage, in 
der Regel die Botschaft 
des Regierungsrates, an-
zugeben. 

Kurzen, prägnanten Titel 
wählen, der sich von 
gleich lautenden Titeln 
des kantonalen und des 
Bundesrechts unterschei-
det. «Kantonal» ist hier 
Teil des Namens in Ab-
grenzung zu ähnlich lau-
tenden eidgenössischen 
Verordnungen. 

Falls Kurztitel existieren, 
im Ingress diese ange-
ben. 
  

Verweisungen auf an-
dere Erlasse werden in 
den Fussnoten mit den 
entsprechenden syste-
matischen Nummern 
versehen (SR 0.0 und  
SRL Nr. 00). 
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8.2.3 Teile und Zwischentitel 
Sowohl neue und totalrevidierte Erlasse als auch Änderungserlasse werden im Lexwork-
System in die Teile I bis IV unterteilt: Im Teil I kommt bei sämtlichen Rechtsetzungsgeschäf-
ten der Haupterlass oder die Hauptänderung zu stehen, die Teile II und III beinhalten allfäl-
lige Fremdänderungen und -aufhebungen und der Teil IV umfasst die Publikations- und 
Inkrafttretensbestimmungen. 
 
Erlasse werden mit Zwischentiteln – je nach ihrem Umfang und ihrem Aufbau – in Abschnitte 
und Unterabschnitte gegliedert. Jeder Abschnitt und Unterabschnitt ist mit einem Sachtitel zu 
versehen, der den Inhalt des betreffenden Gliederungsteils bezeichnet. Einzig sehr kurze Ge-
setzestexte können auch ohne Zwischentitel abgefasst werden. Die Zwischentitel werden mit 
arabischen Ziffern dezimal nummeriert (nach DIN 1421; z. B. 1, 1.2, 1.2.1 usw.).  

8.2.4 Paragrafen 
Die wichtigste Gliederungseinheit aller kantonalen Erlasse, unabhängig von der Rechtsform, 
ist der Paragraf. Nur ausnahmsweise, namentlich bei kurzen Beschlüssen, werden anstelle 
von Paragrafen arabische Ziffern verwendet. Die selbständigen Anstalten sind bei der Wahl 
der Gliederungseinheit frei. Das Lexwork-System bietet als weitere Möglichkeiten Art. und 
Artikel an. 
 
– Nummerierung 

Die Paragrafen werden durchgehend mit arabischen Ziffern nummeriert.  
 
– Sachüberschriften 

Sachüberschriften (bzw. Sachtitel in Lexwork) dienen der Inhaltsangabe. Sie stehen in Kur-
sivschrift neben Paragrafenzeichen und Paragrafenzahl. Grundsätzlich erhält jeder Paragraf 
eine Sachüberschrift. Besteht ein Abschnitt jedoch nur aus einem einzigen Paragrafen, kann 
die Sachüberschrift entfallen. Sachüberschriften sollen nicht, wie im 20. Jahrhundert ge-
bräuchlich, zur weiteren Untergliederung von Erlassteilen verwendet werden (wie etwa 
noch in SRL Nr. 595). 
 
– Absätze und Unterabsätze 

Paragrafen können in Absätze, Unterabsätze und Ziffern unterteilt werden. Die Absätze 
werden mit hochgestellten arabischen Ziffern und die Unterabsätze mit Kleinbuchstaben 
bezeichnet. Ein Paragraf sollte gemäss der «Eugen-Huber-Regel» möglichst nicht mehr als 
drei Absätze haben und ein Absatz nur aus einem Satz mit einer Regelung bestehen. 
 
Der Einsatz der Lexwork-XML-Datenbank für die Redaktion und Pflege der Luzerner Rechts-
sammlungen bewirkt, dass auch in Paragrafen mit nur einem Absatz letzterer mit der Ziffer 1 
versehen wird − dies um der eindeutigen Referenzierbarkeit des Erlasselementes willen. 
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Zwischentitel und Paragrafen,  
Ausschnitt aus einem Erlass: 

 

8.2.5 Schlussbestimmungen, Fremdänderungen und -aufhebungen, Inkrafttretens- 
und Publikationsbestimmungen 
 
− Schlussbestimmungen 

Unter dem Titel «Schlussbestimmungen» werden die Vollzugsbestimmungen und die Über-
gangsbestimmungen zusammengefasst (vgl. Kap. 8.1.3, S. 15). Vollzugs- und Übergangsbe-
stimmungen sind als gewöhnliche Paragrafen in den Erlass einzufügen − im Gegensatz zu 
den Fremdänderungen und -aufhebungen sowie den Inkrafttretens- und Publikationsbe-
stimmungen (s. unten). 
 
– Änderung und Aufhebung bisherigen Rechts (Fremdänderungen und -aufhebungen)  

Hat ein neuer Erlass die Änderung oder Aufhebung bisherigen Rechts, welches in anderen 
Erlassen geregelt ist, zur Folge, dann sind generelle Aufhebungsformeln wie: «Mit Inkraft-
treten dieses Gesetzes werden alle widersprechenden Bestimmungen aufgehoben» oder 
«Es werden insbesondere aufgehoben...» nicht zulässig. 
Im Lexwork-System werden Änderungen und Aufhebungen von weiteren Erlassen im Zu-
sammenhang mit einem Rechtsetzungsgeschäft als Fremdänderungen und -aufhebungen 
zum Haupterlass betrachtet und sind Teil des Rechtsetzungsgeschäftes. Diese Fremdände-
rungen und -aufhebungen zu einem neuen oder totalrevidierten Erlass erscheinen als Teile 
II und III des Rechtsetzungsgeschäftes nur in der laufenden Gesetzessammlung, aber nicht 

Eingefügte Paragrafen wer-
den mit Kleinbuchstaben 
gekennzeichnet. Die Wie-
derverwendung von aufge-
hobenen Paragrafen ist 
nicht gestattet. 

Ein Paragraf erhält in der Re-
gel keine Sachüberschrift, 
wenn ein Abschnitt nur aus 
einem Paragrafen besteht. 
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in der konsolidierten Fassung des Erlasses in der SRL. Vielmehr werden die Fremdänderun-
gen dort in die entsprechenden Erlasse eingearbeitet und die Fremdaufhebungen durch 
Entfernung der betroffenen Erlasse aus der SRL vollzogen. 
 
– Inkrafttretens- und Publikationsbestimmungen 

Die Bestimmungen zur Publikation und zum Inkrafttreten von Erlassen werden im Lexwork-
System bei den Grundeinstellungen des Rechtsetzungsgeschäftes eingetragen. Im Text des 
konsolidierten Erlasses (SRL) erscheinen sie nicht mehr, wohl aber in der laufenden Geset-
zessammlung und in den Metadaten und Anmerkungen des konsolidierten Erlasses (In-
kraft- und Ausserkrafttreten; Beschluss- und Genehmigungsdatum). Bei Gesetzen und an-
deren abstimmungs- oder referendumspflichtigen Erlassen ist im Feld «Publikations- und 
Inkrafttretensklausel» der Grundeinstellungen des Rechtsetzungsgeschäftes (vgl. Kap. 6.1.1 
und 8.2−8.4 Lexwork-Anleitung) die Wendung «XY unterliegt der Volksabstimmung» bezie-
hungsweise «XY unterliegt dem fakultativen Referendum» zu wählen. 
 
Ist das Inkrafttreten eines Erlasses des Kantonsrates vom Ausgang einer Volksabstimmung 
über eine Verfassungsänderung abhängig, wird folgende Formulierung gewählt: «Das Ge-
setz tritt am ... in Kraft, sofern die Verfassungsänderung über ... vom Volk angenommen 
wird.» 
 
Falls für eine Verordnung die Genehmigung durch den Bund vorgeschrieben ist, wird dies 
wie folgt formuliert: «Die Verordnung tritt unter Vorbehalt der Genehmigung durch den 
Bund am ...  in Kraft.» 
 
Da die Veröffentlichung von Erlassen, die entweder der Volksabstimmung oder dem Refe-
rendum unterliegen, selbstverständlich ist, wird auf einen Hinweis auf die Publikation ver-
zichtet. In allen anderen Fällen ist ausdrücklich festzuhalten, dass ein Erlass zu veröffentli-
chen ist, mit der Formulierung: «XY ist zu veröffentlichen.» 
 
Ein Beispiel von Schlussbestimmungen ist auf der folgenden Seite wiedergegeben. 

https://luch0.sharepoint.com/sites/CORP_SK/Freigegebene%20Dokumente/H%C3%A4ufig%20gesucht/Lexwork-Anleitung%20f%C3%BCr%20die%20Erlassredaktion.pdf?web=1
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Sogenannte Fremdaufhebun-
gen werden vom Lexwork- 
System immer im Teil III des 
Rechtsetzungsgeschäftes aus-
gewiesen und sind nicht mehr 
Teil der «Schlussbestimmun-
gen» des neuen Erlasses. 

Sogenannte Fremdänderun-
gen werden vom Lexwork- 
System immer im Teil II des 
Rechtsetzungsgeschäftes aus-
gewiesen und sind nicht mehr 
Teil der «Schlussbestimmun-
gen» des neuen Erlasses. 

Übergangsbestimmungen 
sind im Lexwork-Editor als ge-
wöhnliche Paragrafen unter 
dem Titel «Schlussbestim-
mungen» einzufügen. 

Bestimmungen zur Publika-
tion und zum Inkrafttreten 
werden nicht mehr mit einem 
Paragrafen in die «Schlussbe-
stimmungen» eingefügt, son-
dern vom Lexwork-System 
aus den Grundeinstellungen 
des Rechtsetzungsgeschäftes 
übernommen und im Teil IV 
des Erlasses ausgewiesen. 
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8.2.6 Datum und Unterschrift 
Ort, Datum und Unterschriften der beschliessenden Behörden werden nur in der laufenden 
Gesetzessammlung veröffentlicht. Im konsolidierten Erlass, der in der SRL veröffentlicht 
wird, entfallen diese Angaben (wie beim Bund seit Langem Praxis). Im Lexwork-System sind 
diese Angaben Hauptbestandteile des Egresses, welcher im Geschäft (Grundeinstellungen) 
erfasst wird (vgl. Lexwork-Anleitung Kap. 6.1.1.4 und 8.4). 
 
Beispiele: 
 

 

 

 

 

 

 

 

8.2.7 Anhänge 
In Anhängen lassen sich Bestimmungen unterbringen, die wegen ihrer besonderen Natur 
oder Form (technische Verfahrensvorschriften, Tabellen, Formeln, Verzeichnisse) nicht in der 
üblichen Gestaltung normativer Regelungen präsentiert und deshalb nicht in den Erlass sel-
ber aufgenommen werden können, ohne dessen Übersichtlichkeit zu beeinträchtigen.  
 
Um den Zusammenhang zwischen Erlass und Anhang zu wahren, muss einerseits im Er-
lasstext auf den Anhang und anderseits im Anhang auf die entsprechende Bestimmung des 
Erlasses verwiesen werden. 
 
Anhänge sind mit einer Überschrift (Titel) sowie der Bezeichnung «Anhang» zu versehen 
und in der Reihenfolge ihrer Zugehörigkeit zum Erlasstext mit arabischen Ziffern zu num-
merieren. Die Einzelheiten sind in der Lexwork-Anleitung geregelt (vgl. dort Kap. 4.8). 
  

Kein «den» vor dem Datum 

Kantonsrat, Regierungsrat,  
Kantonsgericht und Departe-
mente werden mit der langen 
Genitivendung geschrieben. 

Die unterzeichnenden Behör-
denmitglieder werden mit Vor-
namen aufgeführt, jedoch 
ohne Titel. 

https://luch0.sharepoint.com/sites/CORP_SK/Freigegebene%20Dokumente/H%C3%A4ufig%20gesucht/Lexwork-Anleitung%20f%C3%BCr%20die%20Erlassredaktion.pdf?web=1
https://luch0.sharepoint.com/sites/CORP_SK/Freigegebene%20Dokumente/H%C3%A4ufig%20gesucht/Lexwork-Anleitung%20f%C3%BCr%20die%20Erlassredaktion.pdf?web=1
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9 Änderungserlasse 

9.1 Grundsätze zur Änderung von Erlassen 
Für die Änderung von Erlassen gelten grundsätzlich die gleichen Regeln wie für neue Er-
lasse. In den bisherigen Ausführungen wurde denn auch bereits mehrmals auf Ände-
rungserlasse hingewiesen. Zusätzlich sind vor allem folgende Punkte zu beachten: 

9.1.1 Parallelität der Form 
Erlasse können nur durch Erlasse mindestens der gleichen formellen Rechtsstufe geändert 
oder aufgehoben werden. Verfassungsrecht kann also nur durch Verfassungsänderung, Ge-
setzesrecht nur durch Gesetze und Verordnungsrecht nur durch Verordnungen geändert oder 
aufgehoben werden. Ausnahmsweise kann Gesetzesrecht durch den Verordnungsgeber mit 
gesetzvertretendem materiellem Gesetzesrecht aufgehoben oder geändert werden, wenn der 
Gesetzgeber ihn in der Delegationsnorm dazu ermächtigt hat (BGE 112 Ia 136 E. 3c S. 139). 
Ausserdem ist es aus verfahrensökonomischen Gründen zulässig, Dekrete und Kantonsrats-
beschlüsse im Rahmen einer Gesetzesrevision aufzuheben. 

9.1.2 Änderung mehrerer Erlasse 
In einem Änderungserlass soll grundsätzlich nur der im Titel angegebene Erlass geändert 
werden. Hängen mit der Hauptänderung eines Erlasses eine oder mehrere weitere Ände-
rungen anderer Erlasse inhaltlich eng zusammen, können diese als Fremdänderungen bzw. 
-aufhebungen zusammen mit der Hauptänderung behandelt werden. Zu den sogenannten 
Mantelerlassen wird auf die Ausführungen in Kapitel 6 auf Seite 11 verwiesen. 

9.1.3 Vorübergehende, befristete Änderungen 
Vorübergehende, befristete Änderungen, welche die Geltung des bisherigen Rechts sus-
pendieren, sollen durch einen speziellen Erlass und nicht durch eine formelle Änderung 
des bisherigen Erlasses erfolgen. Dies gilt jedenfalls dann, wenn nach Ablauf der Geltung 
des befristeten Rechts das suspendierte Recht wieder aufleben soll. 

9.1.4 Änderbare Bestandteile 
Änderbar sind nur jene Bestandteile des Erlasses, die dem Willen des Gesetzgebers Aus-
druck geben. Elemente wie die Beratungsgrundlage des Regierungsrates oder der Name 
des antragstellenden Departementes im Ingress gehören nicht dazu. 
 
  

https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/clir/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date=&from_year=1954&to_year=2022&sort=relevance&insertion_date=&from_date_push=&top_subcollection_clir=bge&query_words=BGE+112+Ia+136&part=all&de_fr=&de_it=&fr_de=&fr_it=&it_de=&it_fr=&orig=&translation=&rank=1&highlight_docid=atf%3A%2F%2F112-IA-136%3Ade&number_of_ranks=10&azaclir=clir
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9.2 Formelle Gliederung von Änderungserlassen 

9.2.1 Titel 
Änderungserlasse erhalten den Titel des zu ändernden Grunderlasses. Wenn dem Hauptti-
tel in Klammern ein Kurztitel und eine Abkürzung beigefügt sind, müssen auch diese Ele-
mente beim Änderungserlass wiederholt werden. 

9.2.2 Ingress 
Die im Ingress des ursprünglichen Erlasses erwähnte Rechtsgrundlage wird im Ingress des 
Änderungserlasses nicht wiederholt. Allerdings ist die Rechtsgrundlage bei Erlassen des 
Kantonsrates in der Botschaft des Regierungsrates an den Kantonsrat zu erwähnen. 
 
Erfolgt die Änderung eines Erlasses gestützt auf eine neue Rechtsgrundlage, ist der Ingress 
des Erlasses entsprechend zu ändern. Im Ingress des Änderungserlasses muss die neue 
Rechtsgrundlage hingegen nicht erwähnt werden. 

9.2.3 Gliederung 
Die Teile von Änderungserlassen werden im GS-Export aus der Lexwork-Datenbank mit rö-
mischen Ziffern bezeichnet. Teil I enthält das neue Recht, während in Teil II allfällige Ände-
rungen anderer Erlasse (sog. Fremdänderungen) und in Teil III allfällige Aufhebungen von 
Erlassen (sog. Fremdaufhebungen) aufgeführt werden. Die Inkrafttretens- und Publikations-
bestimmungen kommen in den Teil IV zu stehen. Allfälliges Übergangsrecht muss in die 
Schlussbestimmungen des geänderten Erlasses eingefügt werden. 
 
– Einleitung 

Der Teil I von Änderungserlassen wird einheitlich mit einem vom Lexwork-System generier-
ten Satz eingeleitet. Dieser besteht aus dem vollständigen Titel des Erlasses (inkl. Kurztitel 
und Abkürzung), seinem Beschlussdatum und dem Standdatum der geltenden Version, ge-
folgt vom Standard-Prädikat «wird wie folgt geändert:». 
 
– Änderungen 

Die eigentlichen Änderungen an einem Erlass werden mithilfe des Lexwork-Systems in des-
sen Editor vorgenommen (vgl. Kap. 4 Lexwork-Anleitung). 
 
Werden bei der Änderung von Erlassen Paragrafen eingefügt, sind diese durch Kleinbuch-
staben zu kennzeichnen (§ 27a). Wurden bei älteren Erlassen, wie bei der Schatzungsver-
ordnung vom 24. Juli 1967 (SRL Nr. 627), eingeschobene Paragrafen mit lateinischen Nu-
meralien (bis, ter, quater) gekennzeichnet, soll auch bei späteren Einfügungen diese Kennzeich-
nung beibehalten werden. 
 
Wird bei einer Änderung von Erlassen ein neuer Absatz, ein neuer Unterabsatz oder eine 
neue Ziffer eingefügt, wird dieser mit hochgestellten lateinischen Numeralien (bis, ter, quater, 

quinquies, sexies usw.) gekennzeichnet. Eine Verschiebung von Absätzen (bzw. Unterabsätzen 
und Ziffern) beim Einfügen von neuen Absätzen (bzw. Unterabsätzen und Ziffern) ist im 
Lexwork-Editor nicht möglich (was auch der langjährigen Praxis des Bundes entspricht). 
 

https://luch0.sharepoint.com/sites/CORP_SK/Freigegebene%20Dokumente/H%C3%A4ufig%20gesucht/Lexwork-Anleitung%20f%C3%BCr%20die%20Erlassredaktion.pdf?web=1
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Wird bei einer Änderung von Erlassen ein neuer Zwischentitel eingefügt, wird dieser durch 
Kleinbuchstaben gekennzeichnet (z. B. 3a Finanzierung). Eine Umnummerierung von nach-
folgenden Zwischentiteln der gleichen Stufe beim Einfügen von neuen Zwischentiteln ist im 
Lexwork-Editor nicht möglich (was auch der langjährigen Praxis des Bundes entspricht). 
 
Bei der Änderung von Erlassen kann unter Lexwork die formelle Gliederung nicht geändert 
werden. Insbesondere die Verschiebung von Teilen und Abschnitten, von Paragrafen und 
von Absätzen ist nicht vorgesehen. So ist gewährleistet, dass jedes Erlasselement während 
der gesamten Geltungsdauer des Erlasses eindeutig referenzierbar ist. 
 
Änderungen weiterer Erlasse durch einen Änderungserlass (Haupterlass) werden vom 
Lexwork-System im Teil II aufgeführt und mit einem automatisch generierten Satz eingelei-
tet: «(Verordnung/Gesetz über) ... (Kurztitel, Abk.) vom ... (Stand 1. mm 20xx) wird wie folgt 
geändert:» und im Übrigen im Lexwork-Editor behandelt wie der übergeordnete Ände-
rungserlass (vgl. Kap. 6. Mantelerlasse, S. 11, sowie Kap. 8.2 Lexwork-Anleitung). 
 
– Übergangsbestimmungen 

Übergangsbestimmungen im Änderungserlass sind immer in die Schlussbestimmungen 
des Grunderlasses zu integrieren, indem sie der allenfalls bestehenden Übergangsbestim-
mung beigefügt werden (als zusätzlicher Absatz oder als neuer Paragraf) oder an die Stelle 
der alten treten. Deren Einfügung in den Teil IV («Publikations- und Inkrafttretensklausel» 
in Lexwork) ist zu unterlassen, da dieser Teil des Änderungserlasses nur in der laufenden 
Gesetzessammlung erscheint, im konsolidierten Erlass jedoch nicht. 
 
Bei der Änderung von Erlassen ist generell ein Augenmerk auf die Übergangsbestimmun-
gen zu richten: Veraltete Bestimmungen sollten bei solchen Gelegenheiten aus dem Erlass 
entfernt werden. 
 
Auch Änderungserlasse können um Anhänge ergänzt werden. Es gilt darüber, was für neue 
Erlasse in Kap. 8.2.7, S. 23, gesagt wurde. 
  

https://luch0.sharepoint.com/sites/CORP_SK/Freigegebene%20Dokumente/H%C3%A4ufig%20gesucht/Lexwork-Anleitung%20f%C3%BCr%20die%20Erlassredaktion.pdf?web=1
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Beispiel eines Änderungserlasses: 

 
 
 
  

In den «Allgemeinen GS- Ein-
stellungen» des Lexwork-
Rechtsetzungsgeschäftes 
müssen der vollständige Titel 
des zu ändernden Erlasses so-
wie ein allfälliger Kurztitel und 
eine allfällige offizielle Abkür-
zung des Erlasses erfasst wer-
den. 

Von Lexwork beim GS-Export 
aus dem Rechtsetzungsge-
schäft automatisch generier-
ter Text zu Teil I. 

Die Rechtsgrundlage muss bei 
Änderungen im Ingress nicht 
angegeben werden, jedoch 
das antragstellende Organ. 
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10 Aufhebungserlasse 
 
Fingiertes Beispiel eines Aufhebungserlasses: 

 
 
 
  

In den «Allgemeinen GS-Ein-
stellungen» des Lexwork-
Rechtsetzungsgeschäftes 
müssen der vollständige Titel 
des aufzuhebenden Erlasses 
sowie ein allfälliger Kurztitel 
und der Ingress erfasst wer-
den. 

Von Lexwork beim GS-Export 
aus dem Aufhebungsgeschäft 
automatisch generierter Text 
in Teil I; desgleichen die Teile 
II und III. 

In den Geschäftseinstellungen 
des Lexwork-Rechtsetzungs-
geschäftes unter der «Publika-
tions- und Inkrafttretensklau-
sel» zu erfassen. In den Geschäftseinstellungen 

des Lexwork-Rechtsetzungs-
geschäftes unter «GS Egress» 
zu erfassen. 
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11 Fussnoten 
Man unterscheidet Änderungsfussnoten und Hinweisfussnoten. 

11.1 Änderungsfussnoten 
Änderungsfussnoten geben Auskunft über Änderungen in einem Erlass (Änderungen, Auf-
hebungen und Einfügungen von Paragrafen, Sachüberschriften, Absätzen, Unterabsätzen 
und Zwischentiteln). Sie dienen der chronologischen Nachvollziehbarkeit der Erlassände-
rungen. Alle Änderungen an einem Erlass werden vom Lexwork-System automatisch fest-
gehalten und im Erlasstext einheitlich mit dem *-Zeichen gekennzeichnet. Die *-Fussnoten-
zeichen müssen nicht manuell erfasst werden. Statt auf Fussnotentexte verweist das *-Zei-
chen auf Einträge in den beiden Tabellen am Ende jedes Erlasses. Dort ist jede Änderung 
von Erlasselementen mit Beschlussdatum, Inkrafttreten, Art der Änderung und Fundstelle in 
der laufenden Rechtssammlung verzeichnet. 
 

11.2 Hinweisfussnoten 
In den Hinweisfussnoten erhalten die Leserinnen und Leser namentlich Angaben über: 
− die Nummer der zitierten Erlasse innerhalb der systematischen Ordnung der Rechts-

sammlungen des Bundes und des Kantons, 
− Fundstellen von Beratungsgrundlagen und von kompetenzbegründenden Bestimmun-

gen, 
− die Veröffentlichung eines Erlasses in einem amtlichen Publikationsorgan (Luzerner 

Kantonsblatt, laufende Gesetzessammlung des Kantons Luzern, Bundesblatt usw.). 
 
Die Fussnoten stehen nicht zur Verfügung für Anmerkungen des Gesetzgebers zu seinem 
Gesetz, für die Erläuterung einer Norm oder für andere materiell-rechtliche Ergänzungen. 
 
Fussnoten erhalten alle Erlassentwürfe, die dem Regierungsrat zum Beschluss vorgelegt 
werden, neu auch die Gesetzesentwürfe, die der Regierungsrat zuhanden des Kantonsra-
tes verabschiedet.  
 
Im Ingress und im Hauptteil des Erlasses werden grundsätzlich alle Verweise auf andere 
Erlasse mit Fussnoten versehen: In diesen Fussnoten wird die systematische Nummer des 
betreffenden Luzerner (SRL Nr. 00) oder des eidgenössischen Erlasses (SR__00) angegeben 
und nach den Regeln der Lexwork-Anleitung mit diesen Erlassen verlinkt (s. dort Kap. 4.7). 
 
Falls auf Fundstellen im Internet verwiesen werden soll, ist darauf zu achten, dass die Ad-
resse kurz gehalten wird und möglichst lange Bestand hat. Oft ist die Hauptadresse, er-
gänzt allenfalls um eine Navigationsangabe, ausreichend (z. B. SRL Nrn. 430, § 8; 506, § 1; 
806, § 34, und 740, § 2 Abs. 3). Zur Verlinkung solcher Verweise ist Kap. 4.7.3 f. der Lexwork-
Anleitung zu beachten. 
 
Wird in einem Paragrafen eines Erlasses ein anderer Erlass mehrfach zitiert, so ist die Fund-
stelle nur beim ersten Mal in der Fussnote anzugeben. Sie muss aber erneut angegeben 
werden, wenn in einem anderen Paragrafen erneut auf den gleichen Erlass verwiesen wird. 
Ausnahmen sind gestattet bei den bekannten Haupterlassen des Bundes- und des kanto-
nalen Rechts (z. B. OR, ZGB, PBG) sowie bei gehäuftem Verweis auf denselben Erlass.  
 

https://luch0.sharepoint.com/sites/CORP_SK/Freigegebene%20Dokumente/H%C3%A4ufig%20gesucht/Lexwork-Anleitung%20f%C3%BCr%20die%20Erlassredaktion.pdf?web=1
https://luch0.sharepoint.com/sites/CORP_SK/Freigegebene%20Dokumente/H%C3%A4ufig%20gesucht/Lexwork-Anleitung%20f%C3%BCr%20die%20Erlassredaktion.pdf?web=1
https://luch0.sharepoint.com/sites/CORP_SK/Freigegebene%20Dokumente/H%C3%A4ufig%20gesucht/Lexwork-Anleitung%20f%C3%BCr%20die%20Erlassredaktion.pdf?web=1
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Wird ein aufgehobener Erlass zitiert, ist die Fundstelle bzw. die Geschäftsnummer in der 
laufenden Gesetzessammlung anzugeben. 
 
Beim ersten Zitieren eines Erlasses wird dieser in der Regel mit vollem Titel (bzw. dem Kurz-
titel) und Datum angeführt, in späteren Verweisen nur noch mit dem Kurztitel (falls vorhan-
den), jedenfalls aber ohne Datum. 
 

12 Zeitplanung 
Erlasse sollten möglichst nicht unter Zeitdruck erarbeitet werden. Es ist deshalb wichtig, bei 
der Arbeit an Gesetzen einige Rahmenbedingungen im Auge zu behalten. Entwirft man ei-
nen Erlass, der zusammen mit einer Botschaft des Regierungsrates zum Beschluss an den 
Kantonsrat geht, sind unbedingt die Vorgaben der «Rollenden Planung der Parlamentsge-
schäfte» in der CMI-Axioma-Geschäftsverwaltung zu beachten. 
 
Bei Erlassen der Verordnungsstufe ist die Planung oft weniger kompliziert. Massgebender 
Zielpunkt ist in der Regel der geplante Inkrafttretenstermin (manchmal aber auch der Zeit-
punkt des Versands des Erlasstextes an betroffene Gremien und Gesetzesanwenderinnen 
und -anwender bereits vor dem Inkrafttreten des betreffenden Erlasses). Zu beachten ist 
allerdings, dass der Regierungsrat gemäss § 59 Absatz 4 des Kantonsratsgesetzes bei der 
ersten Beratung von Gesetzen der vorberatenden Kommission des Kantonsrates in der Re-
gel den zugehörigen Verordnungsentwurf vorlegen muss. Hängt eine Verordnung oder 
Verordnungsänderung somit direkt von einem solchen Rechtsetzungsgeschäft des Kan-
tonsrates ab, ist auch bei der Ausarbeitung von Verordnungsrecht die entsprechende Ter-
minplanung in der «Rollenden Planung der Parlamentsgeschäfte» zu berücksichtigen. Der 
der kantonsrätlichen Kommission vorzulegende Verordnungsentwurf des Regierungsrates 
ist diesem rechtzeitig zum Beschluss als Entwurf vorzulegen. 
 
Mit Rücksicht auf das Inkrafttreten ist der definitiv zu beschliessende Entwurf rechtzeitig 
beim Regierungsrat zu traktandieren, das heisst, eines oder zwei «Kanzleitisch-Verdikte» 
müssen eingeplant werden. Vor der Traktandierung sind die Arbeiten früh genug so weit 
voranzutreiben, dass den beiden Prüfstellen in der Staatskanzlei, dem Rechtskonsulenten 
oder der Rechtskonsulentin und der Leitung der Abteilung Publikationen, je nach Umfang 
und Komplexität des Erlasses, genügend Zeit für ihre Arbeit eingeräumt werden kann: rund 
zwei Wochen im Durchschnitt (diese Frist gilt ebenso für Verordnungsentwürfe gemäss § 59 
Abs. 4 Kantonsratsgesetz, s.o.). Nur so können diese beiden Stellen ihre Arbeit koordinie-
ren, was bezüglich Arbeitsaufwand und Resultat erfahrungsgemäss für beide Seiten am 
fruchtbarsten ist. 
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